
149 10

Vom Markt und den
Sorgen – sollen individuelle
Pflegeleistungen kommunal
gesteuert werden?
Thomas Pfundstein und Marcus Bemsch

10.1 Einleitung – 150

10.2 Problemstellung – 151
10.2.1 Hohe Dynamik des soziodemographischen Wandels mit disparaten

regionalen Entwicklungen – 151
10.2.2 Die Pflegeversicherung: Teilleistungen für Teilbedarfe – 152
10.2.3 Zwischen Baum und Borke – die Infrastrukturverantwortung

für Alter und Pflege – 155

10.3 Handlungsoptionen – 157
10.3.1 Ebenen der kommunalen Gestaltungsoptionen – 157
10.3.2 Die Landesoptionen – zwischen Verpflichtung und

Förderung – 157
10.3.3 Landkreise und kreisfreie Städte – 159
10.3.4 Orts- und Quartiersebene – 160

10.4 Fazit – 161

Literatur – 162

© Der/die Autor(en) 2020
K. Jacobs et al. (Hrsg.), Pflege-Report 2020, https://doi.org/10.1007/978-3-662-61362-7_10

http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/978-3-662-61362-7_10&domain=pdf
https://doi.org/10.1007/978-3-662-61362-7_10


10

150 Kapitel 10 � VomMarkt und den Sorgen

2Zusammenfassung
Die gesetzliche Pflegeversicherung als individu-
elle Teilkaskoversicherung des Risikos der Hilfe-
und Pflegebedürftigkeit hat sich seit der Einfüh-
rung 1995 als staatlicher Beitrag zur Stärkung
und Sicherung der familiären Unterstützungs-
leistungen verstanden. In den letzten 25 Jahren
hat das System eine deutliche Ausweitung er-
fahren und ist inzwischen zum dominanten Si-
cherungssystem der Unterstützung und Hilfen
im Alter geworden. Angesichts des demographi-
schen und soziostrukturellen Wandels und der
damit verbundenen steigenden Bedarfe wurde
und wird die Pflegeversicherung kritisiert, mit
dem wachsenden Bedarf nicht schritthalten zu
können. Insbesondere die aktuelle Kritik sieht im
Fachkräftemangel und den steigenden privaten
Kosten der Pflege ein Versagen des Marktprin-
zips der Pflegeversicherung. Gefordert werden
eine bessere Gesamtkoordination der sozialen
Leistungen im Alter und ein stärkerer Einfluss
der Kommunen. Der Beitrag analysiert die bis-
herigen Entwicklungen, zeigt verpasste Chancen
auf und spricht sich für eine stärkere Sozial-
raumorientierung und kommunale Koordinati-
on aus.

Since its introduction in 1995, the German statu-
tory nursing care insurance as individual partial
comprehensive insurance scheme covering the
risk of need for help and long-term care has been
seen as a contribution of the state to strength-
ening and securing family support services. The
system has expanded significantly in the past
25 years and has now become the dominant so-
cial security system for support and assistance
in old age. In view of the demographic and
socio-structural change and the associated ris-
ing needs, nursing care insurance is criticised for
not being able to keep up with the growing de-
mand. The current criticism in particular names
a shortage of skilled workers and rising private
costs of care as reasons for the failure of the mar-
ket principle of nursing care insurance. A better
overall coordination of social benefits in old age
and a stronger influence of the municipalities are
called for. The article analyses previous develop-
ments, shows missed opportunities and argues

for a stronger orientation towards the social en-
vironment and municipal coordination.

10.1 Einleitung

Wer in Deutschland über die Pflege redet,
kommt recht schnell auch auf die Pflegeversi-
cherung zu sprechen. Die Pflegeversicherung
ist seit ihrer Einführung 1995 eine gesell-
schaftliche und soziale Erfolgsgeschichte. In
der historischen Betrachtung dokumentiert die
Bundespflegestatistik (§ 109 SGB XI) in al-
len dokumentierten Parametern einen deutli-
chen Zuwachs. So hat sich nicht nur die Zahl
der Leistungsempfängerinnen und Leistungs-
empfänger von 2,04 auf 3,41Mio. fast ver-
doppelt, auch die Zahl der Beschäftigten ist
mit 1,15Mio. in 14.100 ambulanten Diens-
ten und 14.500 Pflegeeinrichtungen auf einen
historischen Höchststand gewachsen (Statisti-
sches Bundesamt 2003, 2018). Parallel dazu
sind die Ausgaben der Pflegeversicherung ge-
stiegen. 2018 lagen sie bei 38,2Mrd. € (BMG
2020) mit weiter steigender Tendenz.

Begleitet wurde diese Entwicklung aber
auch von einer dauerhaften politischen Debat-
te, inwieweit die Leistungen der gesetzlichen
Pflegeversicherung zur Bedarfsdeckung des Ri-
sikos der Pflegebedürftigkeit beitragen und ih-
ren sozialen Zweck erfüllen. Schon die Ein-
führung der sozialen Pflegeversicherung 1995
ist als Ergebnis einer langen politischen Dis-
kussion um das sich entwickelnde Risiko einer
langzeitlichenUnterstützung vonMenschen im
Hilfebedarf im Alltag zu werten. Die familiä-
re Pflegebereitschaft sollte erhalten werden und
die pflegebedingte Abhängigkeit von Sozialhil-
fe minimiert werden, ohne dass das neue Sys-
tem zu hohen steuerlichen oder versicherungs-
bedingten Mehrbelastungen führen sollte (Igl
1994; Zängl 2015).

Wie bekannt entschied sich der Bundes-
gesetzgeber für eine begrenzte Versichertenlö-
sung und eine Koppelung der Pflegeversiche-
rung als eigenständiger Zweig der Krankenver-
sicherung. Unangetastet blieb auch das histo-
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risch gewachsene Verhältnis zwischen gesetz-
licher und privater Krankenversicherung; auch
diese Differenzierung wurde auf die Pflegever-
sicherung übertragen.

In den letzten 25 Jahren wurde die Pfle-
geversicherung über mehrere Reformen wei-
terentwickelt und im Leistungsumfang erwei-
tert. In ihren Grundzügen ist sie aber eine in-
dividuelle Teilleistung für Teilbedarfe mit der
grundsätzlichen Wahlfreiheit zwischen Geld-
und Sachleistungen geblieben. Die Entwick-
lung der Infrastruktur überlässt das SGB XI
dem Markt oder den Partnern der „gesamt-
gesellschaftlichen Verantwortung“ (§ 8, Abs. 1
SGB XI). Systemimmanent erfolgt Infrastruk-
tursteuerung im Sachleistungsbereich lediglich
über die Struktur- (7. Kapitel, SGB XI) und
Qualitätsanforderungen (11. Kapitel, SGB XI).
Wer Leistungen der Pflegeversicherung erbrin-
gen will, ist an diese Struktur- und Qualitäts-
standards gebunden. Wo und weitgehend auch
wie diese Leistungen erbracht werden, ist den
Anbietern überlassen. Im Ergebnis ist damit
ein hoch regulierter Markt entstanden, der aber
keine direkte Einflussnahme für eine territo-
riale Infrastruktur zulässt. „Eine leistungsfähi-
ge, regional gegliederte, ortsnahe und aufein-
ander abgestimmte ambulante und stationäre
pflegerische Versorgung der Bevölkerung zu
gewährleisten“ (§ 8, Abs. 2 SGB XI) ist zwar
der Anspruch der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung, die Erfüllung dieser Aufgabe wird aber
als „gesamtgesellschaftliche Aufgabe“ externa-
lisiert und den Ländern (§ 9 SGB XI), den
Kommunen und der Zivilgesellschaft überant-
wortet.

Angesichts dieser schon im Grundsatz hy-
briden Systematik der gesetzlichen Pflegever-
sicherung fällt es schwer, den verschiedenen
Akteuren konkrete infrastrukturelle Verant-
wortungen zuzuschreiben. DieMöglichkeit der
Geldleistung individualisiert das System. Be-
troffenen und ihren Angehörigen bleibt immer
die Alternative der Selbstorganisation. Paral-
lel zum System der Sachleistung hat sich ein
Markt der privaten Pflegearrangements entwi-
ckelt. Dieser Markt ist weit weniger geregelt

und von temporärer Arbeitsmigration gestützt
und getragen. Inwieweit dieser Bereich zur Sta-
bilität des Gesamtsystems beiträgt, ist weitge-
hend offen; dass er etwas dazu beiträgt, ist aber
unumstritten (Arend und Klie 2016). Entspre-
chend ambivalent ist die Bewertung der Pfle-
geversicherung in der Bevölkerung. Sie wird
einerseits hoch geschätzt, es fehlt aber das Ver-
trauen, dass die künftigen Herausforderungen
vor allem in der eigenen Perspektive zu bewäl-
tigen sind.

10.2 Problemstellung

10.2.1 Hohe Dynamik des
soziodemographischen
Wandelsmit disparaten
regionalen Entwicklungen

Im Kern der Entwicklungen und Reformen
stand und steht die gesellschaftliche Debatte
um die Frage, wie Pflege organisiert und ge-
tragen wird. Im Alltag und in der Tradition
der Bürgerinnen und Bürger wünschen sich
die meisten eine Unterstützung durch Ehepart-
ner, Lebensgefährten undKinder imvertrauten
Umfeld der privaten Häuslichkeit. Dies kor-
reliert mit einer generell großen Bereitschaft
zur Unterstützung im familiären und nachbar-
schaftlichen Umfeld. Die Pflegeversicherung
wird fast uneingeschränkt positiv bewertet. Die
aktiv Pflegenden wünschen sich von der Politik
vor allem mehr Unterstützung und den Abbau
von bürokratischen Hürden (polis/sinus 2014).

Trotz sich ändernder Lebensbedingungen
ist die Bereitschaft, private Pflege zu über-
nehmen, stabil geblieben. Auch 2017 lag der
Anteil der ambulant versorgten Pflegebedürf-
tigen bei über drei Viertel aller Pflegebedürf-
tigen (Statistisches Bundesamt 2018). Ein Ver-
gleich der Daten auf Kreisebene zeigt in ländli-
chen und wirtschaftlich weniger prosperieren-
den Landkreisen sogar noch deutlichere Zah-
len der ambulant versorgten Pflegebedürftigen
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und der Geldleistungsnehmer.1 Historisch be-
trachtet wurde noch nie so viel gepflegt wie
heute.

Die steigende Lebenserwartung, das Risiko
der Demenz, das deutlich mit der Hochaltrig-
keit korreliert, und die sozialstrukturellen Ver-
änderungen der Familien stellt die private Pfle-
ge in der eigenen Häuslichkeit vor wachsende
Herausforderungen. Vieles spricht dafür, dass
vor allem die nächsten Jahre erhebliche Ver-
änderungen bringen werden. Die Bedingungen
für eine familiäre und private Unterstützung
sind schon heute eher ungünstig und werden
sich in Zukunft noch verschlechtern.

Unter diesen erwartbaren Entwicklungen
wird das Versorgungsangebot der Pflegever-
sicherung weiter ausgebaut werden müssen.
Die Möglichkeiten hierfür sind aber aufgrund
des demographischen Wandels begrenzt. An-
gesichts des allgemeinen Fachkräftemangels
fehlen nicht nur im Gesundheits- und Pflege-
bereich schon heute die erforderlichen Fach-
und Hilfskräfte – ganz allgemein stehen in-
zwischen alle Wirtschaftsbranchen vor dieser
Herausforderung. Bei steigendem Bedarf und
der Aussicht, dass die hohe private familiä-
re Pflegebereitschaft aufgrund der ungünstigen
soziostrukturellen Bedingungen sich ungüns-
tig entwickeln wird, könnte selbst der heute
unbefriedigende Status quo künftig gefährdet
sein (Schwinger et al. 2019). Die aktuellen Bun-
desinitiativen, die Anwerbung ausländischer
Pflegekräfte, bessere Arbeitsbedingungen und
Bezahlung (Pflegepersonal-Stärkungsgesetz –
PpSG), neue technische Lösungen und eine
bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
werden einen kleinen Beitrag zu dieser Lü-
cke leisten, aber mit hoher Wahrscheinlichkeit
nicht ausreichen.

Insofern ist es nicht verwunderlich, dass
eine „Revitalisierung der kommunalen Verant-

1 So werden z. B. im Landkreis Südwestpfalz
(Rheinland-Pfalz) nur 16% der Pflegebedürfti-
gen in einer vollstationären Einrichtung versorgt,
während 61%dieGeldleistung beziehen. ImGegen-
satz dazu liegt die stationäre Versorgungsquote in
der Stadt Speyer bei 46% (Statistisches Landesamt
Rheinland-Pfalz 2019).

wortung (nicht nur) in der Pflege“ (Naegele
2014) gefordert wird. Gewohnt und gelebt wird
vor Ort, und wenn dieser Ort wegen körper-
licher und kognitiver Einschränkungen zum
dominanten Lebensmittelpunkt wird, werden
die Hilfen und Unterstützungsangebote an die-
sem Ort angeboten werden müssen. Deutlich
wird unter diesem Blickwinkel, dass die Siche-
rung und der Ausbau von Lebensqualität und
Teilhabe nicht nur eine Aufgabe der Pflegever-
sicherung sein kann. Es wird darauf ankom-
men, ein sozialräumlich gegliedertes System
aufzubauen, das einerseits bessere Möglichkei-
ten zivilgesellschaftlichen Engagements bietet,
das jeweilige soziale Umfeld einbezieht und an-
dererseits mit professionellen Leistungen bes-
ser und effizienter verbundenwird (Engelmann
et al. 2015).

10.2.2 Die Pflegeversicherung:
Teilleistungen für
Teilbedarfe

Mit der Einführung der gesetzlichen Pflege-
versicherung wurde eigens ein Pflegebedürf-
tigkeitsbegriff geschaffen, der eng an die kör-
perlichen Verrichtungen des Alltags gebunden
war (vgl. § 14 a. F. SGB XI). Die Grundpfle-
ge im häuslichen Arrangement ließ sich da-
mit an die Verrichtungen des Alltags binden,
zeitlich begrenzen und von der Behandlungs-
pflege und Betreuung abgrenzen. Alle anderen,
auch damals schon erforderlichen Aufgaben
der „Pflege“ wie die Sicherung der Teilhabe, die
emotionale Begleitung und Betreuung waren
dem familiärenUnterstützungssystemüberant-
wortet bzw. dem Grundsicherungssystem der
Sozialhilfe überlassen. Die Kritik, dass die-
ses System weder bedarfsangemessen noch be-
darfsdeckend ausgelegt sei, begleitete die Pfle-
geversicherung dauerhaft. Im Ergebnis prägte
die Modularisierung und Verpreislichung der
Verrichtungen den Alltag einer ganzen Gene-
ration von Kranken- und Altenpflegerinnen
und -pflegern: Bezahlt wurde, was die Pflege-
versicherung vorgab. Trotz veränderter Bedin-
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gungen prägt diese Praxis bis heute die be-
triebswirtschaftliche Wirklichkeit ambulanter
Dienste.

Mit der Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs im Pflegestärkungsgesetz II
(PSG II) ist der Bundesgesetzgeber nach 23 Jah-
ren und mehreren kleineren Reformen der
Kritik entgegengekommen. Kognitive, psychi-
sche und krankheitsbedingte Beeinträchtigun-
gen und die damit verbundenen Unterstüt-
zungsleistungen werden bei der Begutach-
tung von Pflegebedürftigkeit nun berücksich-
tigt. In Folge dieser Reform lassen sich häus-
liche Pflegearrangements im Prinzip indivi-
duell passgenauer und bedarfsgerechter ge-
stalten. Mit der Reform ist nicht nur das
Leistungsspektrum der bisher Anspruchsbe-
rechtigten erweitert worden, es sind auch
ca. 550.000 Leistungsberechtigte neu hinzuge-
kommen (Statistisches Bundesamt 2018). Die-
ser Mehrbedarf bei gleichzeitigem Fachkräf-
temangel hat die Situation auf dem (regu-
lierten) Markt der Pflegeleitungen noch ein-
mal deutlich verschärft. Inzwischen nehmen
deutlich mehr Leistungsempfänger die Geld-

leistung in Anspruch. Ob dies aus freien
Stücken oder wegen fehlender Angebote ge-
schieht, wurde bisher nicht evaluiert (siehe
.Abb. 10.1).

Auf das PSG II folgte das PSG III. Mit dem
Pflegestärkungsgesetz III wurden die erforder-
lichen Gesetzesänderungen vollzogen, die sich
aus dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff für
die anderen Sozial- und Gesundheitsleistungs-
bereiche ergaben. Dies betraf insbesondere
auch das Verhältnis des SGB XI zum SGB XII.
Im Vorfeld hatte die Bund-Länder-AG Emp-
fehlungen zur Stärkung der Kommunen in der
Pflege erarbeitet. Nach den Vorstellungen der
Bund-Länder-AG sollten
4 angemessene Steuerungsmöglichkeiten der

Angebotsstrukturen vor Ort sowie
4 effiziente Kooperations- und Koordinati-

onsstrukturen inklusive einer besseren Ver-
zahnung der kommunalen Beratung im
Rahmen der Daseinssorge und im Rahmen
der Rolle der Kommunen als Soziallleis-
tungsträger mit den Beratungsangeboten
und Aufgaben der Pflegekassen entstehen
(BMG 2017).
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Die einzelnen Empfehlungen sahen unter-
schiedliche Maßnahmen in verschiedenen Be-
reichen vor:
4 Zur Vermeidung von Über-, Unter- und

Fehlversorgung empfahl die Bund-Länder-
AG, kommunale Pflegestrukturplanung
und regionale Pflegekonferenzen in das
SGB XI aufzunehmen und die Pflegekassen
zurMitarbeit zu verpflichten.Mit dieser ko-
operativen Planungsverpflichtung sollte der
Kontrahierungszwang der Versorgungsver-
träge teilweise eingeschränkt werden.

4 Im Bereich der Beratung des SGB XI
sollte eine Verbesserung der Zusammen-
arbeit und Transparenz zwischen Pflege-
kassen und Kommunen angestrebt wer-
den. Zur Qualifikation der Beratenden soll-
ten vom GKV-Spitzenverband Qualitäts-
standards erarbeitet werden. Darüber hi-
nauswurde vorgeschlagen, neueBeratungs-
strukturen in 60 kommunalen Modellkom-
munen zu erproben.

4 Zur Weiterentwicklung der niedrigschwel-
ligen Angebote sollte die Wissensbasis
durch weitere Forschungsprojekte verbes-
sert werden. Bund, Länder und kommu-
nale Spitzenverbände sollten in jeweils ei-
gener Budgetverantwortung Projekte/Maß-
nahmen initiieren, sich gegenseitig infor-
mieren und den Informationsaustausch
stärken. Die Mittel des § 45c und d SGB XI
sollten besser ausgeschöpft werden.

4 Darüber hinaus wurden dem Bund und
den Ländern empfohlen, die Wohnraum-
förderung auszubauen und die Koordina-
tion zwischen Bund und Ländern zu ver-
bessern. Insbesondere sollten der altersge-
rechte und barrierefreie Wohnraum und
neue Wohnformen und Quartiersmodelle
gefördert werden. Hierfür wurde angeregt,
die wohnraumverbessernden Maßnahmen
des § 40 SGB XI zu nutzen.

Der zustimmungspflichtige Gesetzentwurf
zum PSG III hat die Empfehlungen der Bund-
Länder-AG nur bedingt übernommen. Der
Bundesrat äußerte deutliche Bedenken hin-

sichtlich der Mehrbelastung der Sozialhilfe
und sah in den Modellvorhaben nach § 123
SGB XI kein geeignetes Mittel, die ortsnahe
und aufeinander abgestimmte Beratung in der
Pflege umzusetzen. Der Gesetzesnovelle wur-
de ausdrücklich nur deshalb zugestimmt, um
eine Verschiebung der Reformen des PSG II
nicht verantworten zu müssen. Insbesondere
die Regelungen der § 123 und 124 SGBXI (Mo-
dellvorhaben; Quelle: GKV Spitzenverband
2018) widersprächen der verfassungsrecht-
lichen Unabhängigkeit der Kommunen und
seien eine Zumutung für die kommunale Fa-
milie (Vorholz 2017) bzw. eine Anmaßung der
Kompetenz der Pflegekassen hinsichtlich der
Beratung nach § 7a SGB XI. Die Bundesregie-
rung wurde aufgefordert, die Bedenken des
Bundesrates aufzunehmen und insbesondere
eine Evaluierung des PSG III zu veranlassen
(Bundesrat 2016).

Aus Sicht einer besseren Koordinierung
und Kooperation der Pflegeversicherung mit
den kommunalen Aufgaben der Daseinssor-
ge ist mit dem PSG III eine große Chance
nicht genutzt worden. Der teilhabeorientierte
neue Pflegebedürftigkeitsbegriff zwingt regel-
recht dazu, die Leistungen der Kommunen im
Bereich der Altenhilfe, der Hilfe zur Pflege, der
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behin-
derung und der neuen Regelungen des Bun-
desteilhabegesetzes (BTHG) mit den Leistun-
gen der Pflegeversicherung zu koordinieren.
Bei allerWürdigung individueller Leistungsan-
sprüche der Pflegeversicherung wird auch die
Pflegeversicherung nicht umhinkommen, ih-
ren Beitrag zur Sicherung der Pflege und Teil-
habemit den anderen Leistungen zu koordinie-
ren (Schwieger 2018).

Es wäre aber zu kurz gegriffen, die Ver-
antwortung für verpasste Chancen allein beim
Bund und der Pflegeversicherung zu sehen;
auch auf Seiten der Länder und der Kommu-
nen wurden die Möglichkeiten des PSG III we-
nig genutzt. Lediglich im Bereich der neuen
Möglichkeiten zur „Angebote der Unterstüt-
zung im Alltag“ nach § 45a SGB XI haben in-
zwischen alle Bundesländer Landesverordnun-
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gen zur Umsetzung erlassen.2 Die Möglichkei-
ten einer Governance-orientierten Pflegepla-
nung und der Erarbeitung von gemeinsamen
Planungsempfehlungen (§ 8a SGB XI) wurden
bisher noch in keinem Bundesland in die Lan-
despflegegesetze aufgenommen.

Mit den Pflegestärkungsreformen I–III hat
die Pflegeversicherung einige neueMöglichkei-
ten für eine sozialräumlich gegliederte und mit
den Initiativen der Zivilgesellschaft verbunde-
ne Leistungserbringung eröffnet. Bisher fehlt
es aber noch an dem Willen und der Konse-
quenz, diese Möglichkeiten auch umzusetzen.
Dies gilt für die Länder, Kommunen, Pflegekas-
sen und ambulanten Dienste gleichermaßen.
Die Routine langjähriger Praxis ist vielerorts
wirkungsmächtiger als die Möglichkeit zur In-
novation.

10.2.3 Zwischen Baum und Borke –
die Infrastrukturverant-
wortung für Alter und Pflege

Bei Einführung der Pflegeversicherung lag die
Verantwortung für die Infrastruktur der Pflege
noch bei den Ländern (vgl. § 8 a.F. SGBXI).Die
Pflegeversicherung nahm damit die Tradition
der Länder auf, die vor Einführung der Pfle-
geversicherung meist über eine institutionelle
Förderung von Pflegeeinrichtungen verfügten.
Zum überwiegenden Teil vollzogen die Länder
diese Förderung als Objektförderung, indem
die Investitionskosten von Pflegeeinrichtungen
gefördertwurden.Gesteuert und begrenztwur-
den die Förderungen anhand von landesspe-
zifischen Bedarfsindikatoren (Klie und Pfund-

2 Auf Grundlage des § 45a SGB XI können die Länder
im Zuge einer Verordnungsermächtigung die Be-
dingungen für Angebote der Unterstützung im All-
tag regeln. Sofern vorhanden, haben Pflegebedürf-
tige einen Umwandlungsanspruch von bis zu 40%
des Sachleistungsbetrags. Nordrhein-Westfalen fi-
nanziert über die Regelungen des § 45a–d SGB XI
gemeinsammit den Pflegekassen die Regionalbüros
Alter, Pflege und Demenz, Bayern die Fachstellen für
Demenz und Brandenburg die Fachstelle Altern und
Pflege im Quartier (FAPiQ).

stein 2010). In den Beitrittsländern wurde zu-
dem nach Artikel 52 SGB XI die Modernisie-
rung der stationären Einrichtungen ausMitteln
der Pflegeversicherung gefördert. Einige Bun-
desländer förderten darüber hinaus die Struk-
tur der Sozialstationen mit pauschalen Zu-
schüssen. Zu Beginn der 2000er Jahre wur-
den diese Förderungen in allen Bundesländern
eingestellt. Lediglich Nordrhein-Westfalen för-
dert imWege der Subjektförderung indirekt die
stationären Investitionskosten. Pflegebedürfti-
ge in stationären Einrichtungen haben un-
ter bestimmten VoraussetzungenAnspruch auf
Pflegewohngeld (APG NW).3

Den Pflegekassen obliegt nach § 69 SGB XI
„im Rahmen ihrer Leistungsverpflichtung ei-
ne bedarfsgerechte und gleichmäßige, dem
allgemein anerkannten Stand medizinisch-
pflegerischer Erkenntnisse entsprechende
pflegerische Versorgung der Versicherten zu
gewährleisten (Sicherstellungsauftrag). Sie
schließen hierzu Versorgungsverträge sowie
Vergütungsvereinbarungen mit den Trägern
von Pflegeeinrichtungen (§ 71) und sonsti-
gen Leistungserbringern.“ Theoretisch wäre
nach den Bestimmungen des § 8 SGB XI
auch ein direktes Engagement der Kommunen
und Länder für die pflegerische Infrastruktur
möglich. Das EU-Beihilferecht und das verfas-
sungsrechtliche Subsidiaritätsgebot sowie der
Wettbewerbscharakter des SGB XI setzen ei-
ner entsprechenden Initiative allerdings enge
Grenzen. In der Praxis ist eher das Gegenteil
zu beobachten: Der Anteil ambulanter Dienste
und stationärer Pflegeeinrichtungen in kom-
munaler und frei-gemeinnütziger Trägerschaft
ist rückläufig.

Entsprechend ambivalent ist das Verhält-
nis der Länder und Kommunen zur Pflege-
strukturplanung. Sozialberichtserstattung auf
Landes- oder kommunaler Ebene begegnet im-
mer wieder dem Vorbehalt, dass das Primat
der Marktorientierung Bedarfsplanung nicht

3 Gesetz zur Weiterentwicklung des Landespflege-
rechtes und Sicherung einer unterstützenden Infra-
struktur für ältereMenschen, pflegebedürftigeMen-
schen und deren Angehörige (Alten- und Pflegege-
setz Nordrhein-Westfalen – APG NRW).
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zulässt. In den Landespflegegesetzen sind des-
halb nur wenige Anforderungen an die Pflege-
strukturplanung zu finden. Am deutlichsten –
seit 2014 noch einmal verstärkt – verpflichtet
Nordrhein-Westfalen die Kommunen zur kom-
munalen Pflegestrukturplanung (Landespfle-
gegesetz Nordrhein-Westfalen – PfG NW). In
ähnlicher, etwas weniger differenzierter Weise
sieht Rheinland-Pfalz (LPflegeASG)4 die kom-
munale Pflegestrukturplanung vor und Bran-
denburg verpflichtet die Kommunen zur Beob-
achtung (Landespflegegesetz LPflegeG).

Die Ansicht, dass Planung nur dort er-
forderlich ist, wo auch direkte Interventio-
nen erfolgen, ist allerdings nicht mehr zeit-
gemäß. Auch Märkte erfordern Beobachtung
und Regelung. Eine gute sozialräumlich ori-
entierte Pflegestrukturplanung, die Investo-
ren, Dienstleister und Bürgerinnen und Bürger
in die Planungsüberlegungen und Handlungs-
empfehlungen einbezieht, kann sehr wohl in-
frastrukturelle Entwicklungen befördern und
vor Unter-, Fehl- und Überversorgung bewah-
ren. Mit dem Instrument der kommunalen
Pflegestrukturberichtserstattung und den kom-
munalen Pflegekonferenzen ist dem Grunde
nach eine kooperative, abgestimmte Entwick-
lung möglich und mit dem § 8a SGB XI kann
diese Kooperation auch von den Pflegekassen
unterstützt werden.

Bisher ist es (leider) bei der unpräzisen
Definition der „Pflege als gemeinsame ge-
sellschaftliche Verantwortung“ (§ 8, Abs. 1
SGB XI) geblieben. Koordinierte, integrierte
Sozialplanung ist nur teilweise vorzufinden; in
großen Städten eher, im ländlichen Raum und
in den Landkreisen fast kaum. In der Sache
verschieben sich zudem die Verantwortlich-
keiten. Mit der Öffnung des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs zu Teilhabeleistungen leistet die
Pflegeversicherung einen Teilbeitrag für die
Daseinssorge. Schon kleine Änderungen, z. B.
die parallele Finanzierung der Tagespflege und
der ambulanten Leistungen, können sich für

4 Landesgesetz zur SicherstellungundWeiterentwick-
lung der pflegerischen Angebotsstruktur.

die Pflegeversicherung zum Ausgabenproblem
auswachsen. Bei den Kommunen hingegen be-
stehen große Befürchtungen, dass angesichts
des demographischen Wandels die Finanzie-
rung der sozialenDaseinssorge grundlegend an
ihre Grenzen stößt (Bundesrat 2016). Die auf
Hilfe Angewiesenen stehen vor dem Problem,
wie Unterstützung überhaupt gestaltet und fi-
nanziert werden soll.

Angesichts dieses bundespolitischen Ne-
beneinanders der verschiedenen Leistungssys-
teme wird die bisherige Struktur der sozialen,
gesundheitlichen und pflegerischen Sicherung
in Frage gestellt. Etwa dahingehend, dass zwi-
schen CURE (medizinische Pflege) und CARE
(Sorge – soziale Unterstützung) differenziert
wird und die medizinischen Leistungen der
Pflegeversicherung (CURE) der Krankenversi-
cherung5 zugeschlagen werden, während die
Sorgeleistungen (CARE) in einem neuen ei-
genständigen Leistungsgesetz zum Bundesteil-
habegesetz (SGB IX) geregelt werden sollen
(Hoberg et al. 2013). Etwas systemimmanenter
wird im sogenannten „Sockel-Spitze-Tausch“
zur Pflegeversicherung argumentiert (Roth-
gang und Kalwitzki 2019). Hier sollen die
wachsenden Kosten der Pflege durch ein De-
ckelungsmodell für die Pflegebedürftigen be-
grenzt und die Pflegleistungen ab dieser Ober-
grenze durch einen Steuerzuschuss zur Pfle-
geversicherung übernommen werden.6 Beiden
Reformen gemeinsamwäre die Sicherung einer
verbindlichen Infrastruktur. Für ihre Umset-
zung müssten ein Bedarfsfeststellungsinstru-
ment und eine Infrastruktur zur Gewährleis-
tung dieser Bedarfe geschaffen werden. Ohne
ein Case- und Care-Management auf kommu-
naler Ebene ist dies nicht zu erreichen. Die fi-
nanzielle und personelle Situation derKommu-
nen ist leiderweit davon entfernt, dies leisten zu
können. Der Siebte Altenbericht der Bundes-

5 Bzw. aktuell auch als Pflegeversicherungsleistungen
bestehen bleiben könnten.

6 Die Länder Berlin, Bremen, Hamburg und Schleswig-
Holstein haben hierzu einen Entschließungsantrag
im Bundesrat eingebracht (Br-Drucks. 106/19
v. 01.03.2019).
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regierung hat angesichts der demographischen
Entwicklung und der ungleichen Lebensbedin-
gungen in der Bundesrepublik ein Leitgesetz
zur Stärkung einer Politik für ältere und mit
älteren Menschen empfohlen, das die Kommu-
nen auf Basis des § 71 SGB XII (Altenhilfe)
in ihrer Kompetenz zur Gestaltung von Infra-
strukturen durch die Übertragung konkreter
Planungs- und Koordinierungsaufgaben befä-
higen soll (BMFFSJ 2016).

In neuerer Zeit kommt auch Bewegung hin-
sichtlich einer umfassenderen Beratung von
Pflegebedürftigen in häuslicher Versorgung. So
etwa mit dem Vorschlag eines unabhängigen
„Pflege-Ko-Piloten“ im Rahmen des Entlas-
tungsbudgets (Westerfellhaus 2020) oder dem
weitergehenden Vorschlag des BKK Dachver-
bandes für die Schaffung von „Kommunalen
pflegerischen Versorgungszentren (KpVZ)“ auf
Basis des § 63Abs. 3b und c SGBV (BKKDach-
verband 2020).

10.3 Handlungsoptionen

Der Siebte Altenbericht hat mit dem Bericht
zur „Sorge undMitverantwortung in der Kom-
mune –Aufbau und Sicherung zukunftsfähiger
Gemeinschaften“ ein Leitbild integrierter Ent-
wicklung vorgelegt. Es bietet mit der Differen-
zierung zwischen Leitgedanken, Handlungsfel-
dern und grundsätzlichen Überlegungen ei-
ne Orientierung für die Entwicklung (siehe
.Abb. 10.2).

Der Aufbau und die Sicherung zukunftsfä-
higer Gemeinschaften aller Generationen wird
darin als Querschnittsaufgabe kommunaler
Politik betrachtet. Als Ordnungsrahmen sieht
der Siebte Altenbericht das Subsidiaritätsprin-
zip und die kommunale Selbstverwaltung. Die
Kommunen sind der Ort, an dem die Infra-
struktur der Gesundheit, Pflege und des Woh-
nens ihre Ausgestaltung und Konkretisierung
erfährt. Den Kommunen kommt für diese inte-
grierende Aufgabe eine Moderations- und Ko-
ordinationsfunktion zu.

10.3.1 Ebenen der kommunalen
Gestaltungsoptionen

Akzeptiert man den differenzierten Blick des
Siebten Altenberichts, ist die Herausforderung
des demographischen Wandels und der stei-
genden Zahl von Menschen mit Unterstüt-
zungsbedarf nicht allein durch den Staat und
den Markt zu lösen. Eine dem Grundprin-
zip der Subsidiarität verpflichtete Sozialpoli-
tik wird auf Sozialraumorientierung (Merten
2002) und den Welfare Mix (Evers und Olk
1996) bauen müssen. In der Praxis wird es da-
rauf ankommen, auf den verschiedenen Ebe-
nen des politischen Handelns einen Willen zur
Gestaltung zu entwickeln.

10.3.2 Die Landesoptionen –
zwischen Verpflichtung
und Förderung

Der Föderalismus lässt den Ländern einige
Möglichkeiten der Gestaltung offen. Für den
Ausbau der Infrastruktur der Pflege und der
Unterstützung im Alter sind vor allem die Lan-
despflegegesetze und die Landesheimgesetze7
maßgeblich. Hier bestehen derzeit deutliche
Unterschiede zwischen den Ländern. Verbes-
serungen der Kooperation sind zu erwarten,
wenn in den Landespflegegesetzen:
4 Die kommunale Pflegestrukturplanung

unddie regionalen Pflegekonferenzen unter
Beteiligung der Pflegekassen verpflichtend
gemacht werden. Bisher ist dies nur in
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz
der Fall.

4 Die Länder die Landkreise und kreisfreien
Städte8 fachlich und methodisch bei die-

7 Im Zuge der Föderalismusreform 2006 wurde der
ordnungsrechtlicheTeil desBundesheimgesetzes an
die Länder übertragen. Inzwischen haben alle Län-
der ordnungsrechtliche Gesetze zu den Wohnfor-
men und Teilhabe erlassen.

8 Bzw. Bezirke in den Stadtstaaten.
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Pflege-Report 2020

Leitgedanken:

Ältere Menschen: sorgend und umsorgt

Teilhabe

Generationenübergreifende Perspektive

Geschlechtergerechtigkeit

Daseinsvorsorge

Neue Subsidiarität

Soziale Ungleichheit

Regionale Unterschiede

Handlungsfelder:

Grundsätzliche Überlegungen:

Vernetzung und Kooperation

Stärkung der Rolle der Kommunen

Gesund-
heitliche
Versor-
gung
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Politik

.Abb. 10.2 Themen und Struktur des Siebten Altenberichts (Quelle: Berner F, Deutsches Zentrum für Altersfragen
(DZA))

ser Aufgabe unterstützen. Beispielhaft sind
hier die teilweise gemeinsam mit den Pfle-
gekassen getragenen Initiativen von Bay-
ern (Fachstellen für Demenz), Branden-
burg (FAPiQ-Fachstelle fürAlter undPflege
im Quartier), Nordrhein-Westfalen (Regio-
nalbüros Alter, Pflege und Demenz) oder
Rheinland-Pfalz (Netzwerk für Demenz
und Servicestelle für kommunale Pflege-
strukturplanung).

4 Die regionalen Pflegestützpunkte zu einer
landeseinheitlichen Infrastruktur der inte-
grierten Beratung der Kommunen und der
Pflegekassen gesetzlich umgesetzt werden.
Zunehmend wird dabei auch das Vorfeld
der Pflege in den Blick genommen. An-
gesichts der zunehmenden Zahl der Ein-
Personen-Haushalte gewinnt der präventi-
ve Hausbesuch an Bedeutung.9

9 Rheinland-Pfalz setzt in Modellkommunen den prä-
ventiven Hausbesuch mit der Landesförderung der
Gemeindeschwesterplus um; Hamburg führt ab 2020

4 Die Förderung der Angebote zur Unterstüt-
zung im Alltag ausgebaut werden und die
Initiativen des Ehrenamtes besser finanziell
und fachlich begleitet werden.

Landesrechtlich geregelt kann auch das Ver-
hältnis der Teilhabe- und Pflegestrukturpla-
nung werden. Derzeit sind die Planungen we-
der sozialräumlich noch inhaltlich koordiniert.
Speziell im Bereich der Angebote des Woh-
nens sind deutliche Schnittmengen zu erwar-
ten. Die gerade umgesetzte Reform des Bun-
desteilhabegesetzes (BTHG) bietet deutliche
Synergieeffekte. Hinsichtlich der NeuenWohn-
formen sind vor allen die Regelungen der Lan-
desheimgesetze und die Förderung des sozia-
len Wohnungsbaus eine entscheidende Stell-
schraube für die weitere Entwicklung. Regelun-
gen in den Landesbauverordnungen zur För-
derung kollektiver barrierefreier Wohnformen

den „Hamburger Hausbesuch“ für Hochaltrige in al-
len Bezirken ein.
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können wesentliche Impulse für die Weiterent-
wicklung bieten.

Landesrechtlich regeln lässt sich auch die
bisher unzureichendeDatenlage imBereich der
Pflegestatistik undderWohnraumentwicklung.
Mit dem PSG III wurde auch die Pflegestatistik
erweitert (§ 109 SGB XI). So haben die ambu-
lanten Dienste und stationären Einrichtungen
nun auch die Postleitzahl10 der Pflegebedürfti-
gen anzugeben. Dies gilt auch für denWohnort
vor der Übersiedlung ins Heim. Damit ist erst-
mals auch eine räumliche Analyse unterhalb
der Kreisebene möglich.

Über die statistischen Landesämter steht es
den Ländern zudem frei, über die geforderte
Bundeseinheitlichkeit hinaus weitere Daten zu
erheben. Bisher ist es in vielen Teilbereichen
der Statistik immer noch üblich, die Lebenssi-
tuation der 65-Jährigen und älteren nichtweiter
zu differenzieren. Hier wäre eine weitere Al-
tersdifferenzierung für analytische Zwecke sehr
sinnvoll.

10.3.3 Landkreise und kreisfreie
Städte

Die Landkreise und kreisfreien Städte stehen
vor der Aufgabe, eine Sozialberichtserstattung
und Infrastruktur des Alters und des Alterns
aufzubauen. Nach § 71 SGB XI (Altenhilfe)
haben sie dazu einen eigenständigen Gestal-
tungsauftrag. „Die Altenhilfe soll dazu beitra-
gen, Schwierigkeiten, die durch das Alter ent-
stehen, zu verhüten, zu überwinden oder zu
mildern und alten Menschen die Möglichkeit
zu erhalten, selbstbestimmt am Leben der Ge-
meinschaft teilzunehmen und ihre Fähigkeit zur
Selbsthilfe zu stärken“ (§ 71 Abs. 1 SGB XI). Im
Konkreten können die kommunalen Träger der
Sozialhilfe über den § 71 SGBXI einkommens-
unabhängige Maßnahmen zur Ermöglichung
des gesellschaftlichen Engagements, der Siche-

10 Leider ist die PLZ in statistischer Hinsicht kein gu-
tes Merkmal. Es fehlt zumindest teilweise an der er-
forderlichen Trennschärfe. Eine Vergleichbarkeit mit
anderen Daten ist dadurch eingeschränkt.

rung altersgerechten Wohnraums, der Bera-
tung unddes Besuchs vonBildungs- undGesel-
ligkeitsveranstaltungen schaffen. Bisher wurde
von dieser Norm allerdings wenig Gebrauch
gemacht. Eine Sozialberichtserstattung des Al-
ters, die die Erfahrungen der Jugendhilfepla-
nung (SGB VIII) aufgreifen könnte und die
Aufgaben der Daseinssorge skizziert, ist da-
mit mehr als eine Pflegestrukturplanung. Sie
sichert auch die erforderlichen Leistungen im
Umfeld der Pflege und versteht sich als inte-
grierte Sozialplanung. Methodische Konzepte
für die praktischeUmsetzung einer integrierten
Sozialplanung für die Versorgung imAlter sind
inzwischen entwickelt (Schubert 2019). Zu be-
rücksichtigen ist dabei die Unterschiedlichkeit
der Ausgangslagen von Landkreisen und Städ-
ten:
4 Als untere Landesbehörden ist die Stellung

der Landkreise eine andere als die der Städ-
te. Landkreise haben in besonderem Maße
auf die Entwicklung und Unabhängigkeit
der kreisangehörigen Städte und Kommu-
nen zu achten. Deutlich wird dies z. B. im
Bundesbaurecht. Die Bauleitplanung liegt
auf Kreisebene, die Bauausführung obliegt
den Kommunen.

4 In kreisfreien Städten fallen die kommuna-
le Selbstverwaltung und die Funktion als
untere Landesbehörde zusammen. Hier ist
der Handlungsspielraum des Gemeindera-
tes größer. Gleichwohl gilt es auch hier,
infrastrukturell die gewachsenen Quartiere
und eingemeindeten Ortsteile sozialräum-
lich differenziert zu betrachten und zu be-
rücksichtigen.

4 Nicht zuletzt bleiben die Stadtstaaten. Ihre
Stellung ist im Föderalismus der Bundesre-
publik eine ganz besondere, da hier Stadt-
und Landesrechte sowie Pflichten zusam-
menfallen.

Das Planungsverständnis ist vor allem in den
Landkreisen nicht auf dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse. Planung wird allzu
oft noch als öffentliche Verwaltungsplanung
und nicht als beteiligungsorientierte Steue-
rung (Public Governance) verstanden (Schu-
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bert 2020). Governance-orientierte Planung
setzt auf Moderation und Beteiligung. Dies
ermöglicht den Akteuren, im sozialen Raum
durch Bereitstellung von Daten und einen wer-
tegeleiteten Diskurs um deren Bedeutung zur
Veränderung beizutragen. Die Landkreise und
kreisfreien Städte haben in diesem Kontext die
Rolle der Moderation und Koordination und
die regionalen Pflegekonferenzen können hier
ein Instrument der Kooperation und Zielfin-
dung sein. Als Verwaltungsinstanz der kom-
munalen Selbstverwaltung haben die Landkrei-
se aber auch in besonderem Maße auf die Be-
teiligung der kreisangehörigen Kommunen zu
achten.

10.3.4 Orts- und Quartiersebene

DenOrts- undVerbandskommunen und kreis-
angehörigen Städten kommt in der Weiterent-
wicklung der Infrastruktur des Alters und des
Alterns eine besondere Bedeutung zu. Hier ist
der Ort, an dem sich Wohnen und Leben kon-
kretisieren und materialisieren. Hier wird im
Rahmen der verfassungsrechtlichen Selbstver-
waltung (Art. 28 Abs. 2 GG) über die Belange
der örtlichen Gemeinschaft entschieden. Für
die Planung und Sicherung der Daseinssor-
ge ist hier der Ort demokratischer Aushand-
lung. Dies gilt für die Fragen der Mobilität, die
Wohnraumsicherung und die Infrastruktur des
täglichen Bedarfs gleichermaßen wie für die
soziale und gesundheitliche Infrastruktur. Und
hier ist der Ort, an dem sich abstrakte Politik
in alltägliche Lebenspraxis wandelt.Hier zeigen
sich durch das kulturelle und soziale Angebot
die Möglichkeiten und die Bedingungen zur
Partizipation.

Quartiers- und Dorfentwicklung wird da-
mit zum Schlüssel für die weitere Entwicklung
der Daseinssorge in den Kommunen. Dabei
müssen die Bürgerinnen und Bürger in die
Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse ein-
gebunden werden. Der Ruf nach einer parti-
zipativen Quartiers- und Kommunalentwick-
lung ist nicht neu. Seit 1999 fördert das je-
weilige Bundesbauministerium imRahmender

Städtebauförderung Projekte der Sozialen Stadt
in Stadtteilen mit besonderem Entwicklungs-
bedarf und koppelt regelhaft die Bauprojek-
te mit einem partizipativen Quartiersmanage-
ment (BMI 2020). Mit bisher 533 beteiligten
Kommunen (Stand 2018; Langenbrinck 2010)
ist die „Soziale Stadt“ das größte Projekt der
Quartiersentwicklung.Häufigwerden dabei in-
zwischen generationsübergreifende Wohnpro-
jekte realisiert. Auch das Deutsche Hilfswerk
fördert Quartiersprojekte ausMitteln der Fern-
sehlotterie (Deutsches Hilfswerk Quartiersför-
derung). Methodisch wurde ebenfalls schon
vieles erarbeitet, z. B. im Projekt NAIS – Neu-
es Altern in der Stadt (Bertelsmann-Stiftung
2006) und dem SONG-Projekt (SONG 2008)
oder dem Kuratorium Deutsche Altershilfe für
den Bereich der Quartiersentwicklung (KDA
2006; Kremer-Preiß und Mehnert 2016). Für
die kommunale Wohnungswirtschaft in den
Städten werden Quartierskonzepte für die Si-
cherung der Teilhabe und sozialen Unterstüt-
zung im Quartier immer bedeutender, z. B.
nach dem „Bielefelder Modell“ (Klingenberg
2018).

Inzwischen gibt es auch eine Vielzahl von
Beispielen aus dem ländlichenRaum,wieKom-
munen den Herausforderungen des demogra-
phischen Wandels und den damit verbunde-
nen Bedarfen der gesundheitlichen und pfle-
gerischen Versorgung und Unterstützung be-
gegnen. So z. B. die Bürgergemeinschaft Eich-
stetten e. V., die in Eichstetten am Kaiserstuhl
schon 1998 den „Generationsvertrag“ über-
nommen hat und seit 22 Jahren weitgehend
im Stillen umfassende Leistungen im bürger-
schaftlichen Engagement erbringt (Bürgerge-
meinschaft Eichstetten e. V.), oder die Senio-
rengenossenschaft Riedlingen, die sich schon
1988 gegründet hat und inzwischen ein we-
sentlicher Akteur des betreuten Wohnens und
der ambulanten Hilfen in Riedlingen geworden
ist (Seniorengenossenschaft Riedlingen 2020).
Viele weitere Projekte ließen sich nennen, bis-
her fehlt es aber an einer Strategie, die den
Herausforderungen angemessenen ist. Neben
gelungenen Leuchtturmprojekten, sind man-
che geförderten Projekte nach der Förderphase



10.4 � Fazit
161 10

nicht mehr weitergeführt worden. Teils konn-
ten die hohenErwartungen an das Engagement
der Bürgerinnen und Bürger nicht erfüllt wer-
den, teils fehlte schlicht der Wille oder es man-
gelte an finanziellen Ressourcen auf örtlicher
Ebene.

Dabei sind die Bedingungen für die Um-
setzung von Projekten der Daseinssorge auch
in kleinen Gemeinden des ländlichen Raums
grundsätzlich nicht schlecht. In der Regel un-
terstützen die Flächenländer die Entwicklung
im ländlichen Raum mit eigenständigen För-
derprogrammen, die meist an die Förderung
des Bundes und der Europäischen Union ge-
koppelt sind. Was im Bereich der Städte die
Programme der Städtebauförderung überneh-
men, ist im ländlichen Raum über die Struk-
turförderung des ländlichen Raums möglich.
Viele dieser Programme wurden in den letz-
ten Jahren ausgeweitet und sehen ausdrücklich
Förderungen der Daseinssorge und der Selbst-
hilfe vor (BMEL 2016).

Rheinland-Pfalz macht mit dem Projekt
„WohnPunktRLP–Wohnenmit Teilhabe“ gute
Erfahrungen in der Begleitung vonKommunen
im ländlichen Raum bei der Umsetzung von
Projekten des barrierefreien Wohnensmit Bür-
gerbeteiligung. Die Kommunen müssen sich
bewerben und werden bei der Umsetzung be-
gleitet. Dies umfasst die Suche nach Investo-
ren, die Zusammenarbeit mit professionellen
Dienstleistern und die Beteiligung der Bürger-
schaft (LZG 2020).

Auch die Pflegeversicherung hat mit
dem Umwandlungsanspruch und der Ver-
ordnungsermächtigung (§ 45a–d SGB XI)
einen wesentlichen Beitrag für die Umset-
zung vonwohnortnahen Entlastungsleistungen
von Ehrenamtlichen und Nachbarschafts-
initiativen geschaffen, die es zulassen,
Betreuungs- und Hauswirtschaftsleistungen
von Nachbarschaftshilfen und Bürgervereinen
(mit)zufinanzieren.

10.4 Fazit

Die Pflegeversicherung leistet einen erhebli-
chen Beitrag zur Bewältigung der demogra-
phischen Risiken des Alters. Mit den Refor-
men der letzten Jahre ist eine bedarfsgerechte-
re Struktur entwickelt worden. Vieles ist heute
möglich, was in den vergangenen Jahren an
Systemgrenzen gescheitet ist. Die Marktorien-
tierung der Pflegeversicherung hat mit ihrem
Struktur- und Qualitätsanspruch aber auch ei-
nen Blick geschaffen, der ohne die Pflegeversi-
cherung so nicht entstanden wäre. Die ambu-
lante und stationäre Praxis könnte sich ändern,
verharrt aber weitgehend in den gewohnten
Mustern.

Dies gilt auch für die Partner der gesetzli-
chen Pflegeversicherung: die Länder, die Kom-
munen und die Bürgerinnen und Bürger selbst.
In der Gewissheit, die Pflegeversicherung wür-
de es richten, ist hier angesichts der veränder-
ten Lebensbedingungen allzu viel Zuversicht
entstanden. Eine bessere kommunale Koordi-
nation im Bereich des Wohnens, des Ausbaus
der Barrierefreiheit und der Sicherung der Teil-
habe mit den Leistungen der Pflegeversiche-
rung ist dringend erforderlich.Mit demPSG III
wurde hier eine Chance verpasst.

Auf der Mikroebene der ländlichen Kom-
munen und der städtischen Quartiere wird die
Einbindung der Bürgerinnen undBürger für ei-
ne „neue Subsidiarität“ entscheidend sein. Die
Botschaft für einen aktiven Dialog ist längst
überfällig: Wie wollt ihr (im Alter) leben und
was seid ihr bereit beizutragen!

Sofern diese Botschaft angenommen wird,
wird die Pflegeversicherung sich ändern. Än-
dern werden sich aber auch unsere Kommunen
und die Möglichkeiten, die das Leben vor Ort
bietet. Mehr Geld im System ist sicher nötig;
Geld und individuelle Leistungen allein werden
die Herausforderungen aber nicht bewältigen.
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